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Typische Irrtümer im Arbeitsrecht und ihre oft schwerwiegenden Folgen für Arbeitnehmer
ein Artikel von Rechtsanwalt Michael Henn, Stuttgart 

Das Arbeitsrecht zählt zu den wichtigsten Rechtsgebieten des täglichen Lebens. Und zu den für Laien schwer durchschaubaren, denn es gibt kein spezielles Gesetzbuch, das die relevanten Gesetze und Regeln übersichtlich zusammenfasst. „Stattdessen sind die entsprechenden Paragraphen in vielen Gesetzen versteckt. Manche wichtigen Bestimmungen stehen auch nicht in den Gesetzbüchern, sondern sind durch die Gerichte und ihre Urteile als Auslegung der bestehenden Gesetze festgelegt worden“, erklärt Michael Henn, Partner der Stuttgarter Anwaltskanzlei Dr. Gaupp & Coll.
All das führt oft dazu, dass Arbeitnehmer falsche Vorstellungen über die Rechtslage haben – und im Zweifel deshalb nicht so reagieren, wie es für sie am günstigsten wäre.

„In der arbeitsrechtlichen Beratung zeigt sich, dass Arbeitnehmer teils ihre Rechte nicht wahrnehmen, weil sie sie schlicht nicht kennen. Aber auch der umgekehrte Fall gehört zur Praxis der Arbeitsrechtler: Mitarbeiter, die sich ihrem Arbeitgeber gegenüber in einer guten Position wähnen, obwohl sie es gar nicht sind“ betont Henn. Beides trifft vor allem auf die Bereiche Probezeit und Kündigungsschutz, Abfindungsansprüche, Abmahnungen, die Rechte geringfügig Beschäftigter sowie bei Ausschluss- und Verfallsfristen zu.

Kündigungsschutz trotz verlängerter Probezeit

Viele wissen beispielsweise nicht, dass die Probezeit nichts mit dem Kündigungsschutz zu tun hat. Wenn – was in den meisten Fällen geschieht – beim Antritt einer neuen Stelle eine Probezeit vereinbart wird, heißt das zunächst nur, dass innerhalb dieser Phase ein Arbeitsverhältnis mit sehr kurzen Fristen gekündigt werden kann. Die Vereinbarung einer Probezeit hat jedoch keinen Einfluss auf den Kündigungsschutz. Nach sechs Monaten Betriebszugehörigkeit greift das Kündigungsschutzgesetz, und dann kann der Arbeitgeber dem Mitarbeiter nur bei Vorliegen der in § 1 Kündigungsschutzgesetz genannten Gründe wie Wegfall des Arbeitsplatzes oder schwerwiegende Pflichtverletzungen ein Arbeitsverhältnis kündigen. Voraussetzung für die Anwendung des Kündigungsschutzgesetzes ist dann nur noch, dass im Betrieb mehr als zehn Arbeitnehmer beschäftigt sind. Teilzeitbeschäftigte werden hierbei nach einer detaillierten Regelung anteilig berücksichtigt. „An diesem Kündigungsschutz ändert sich auch nichts, wenn die Probezeit verlängert wird. Selbst eine Änderungskündigung während der Probezeit oder die Vereinbarung einer weiteren Probezeit führen nicht zum Verlust des Kündigungsschutzes, weil im Gesetz ausdrücklich von Betriebszugehörigkeit die Rede ist“, sagt der Stuttgarter Anwalt.

Kein automatischer Anspruch auf Abfindung

Während Mitarbeiter beim Kündigungsschutz oft in einer ungeahnt guten Position sind, ist es bei der Frage von Abfindungsansprüchen umgekehrt. Viele glauben, bei einer Kündigung automatisch Anspruch auf eine Abfindung zu haben. „Dies ist ein Irrtum. Gesetzlich oder tarifvertraglich geregelte Ansprüche auf Abfindung gibt es nur sehr selten“, so Henn. Im Regelfall ist es so, dass zunächst kein Anspruch auf eine Abfindung besteht. Vor dem Arbeitsgericht streitet dann der Mitarbeiter mit dem Arbeitgeber um die Frage, ob die Kündigung zu Recht erfolgt ist oder nicht. Diese Verfahren enden oft mit einem Vergleich, bei dem der Arbeitgeber eine Abfindung an den gekündigten Arbeitnehmer zahlt, um sich Ärger und weitere Kosten durch ein langes Gerichtsverfahren zu ersparen – und weil er das Risiko ausschließen will, am Ende zu verlieren und den Mitarbeiter wieder beschäftigen zu müssen.

Gegen Abmahnungen nicht gerichtlich vorgehen

Weitgehend bekannt ist, dass verhaltensbedingten Kündigungen eine Abmahnung vorausgehen muss. Es stimmt aber nicht, dass ein bereits abgemahntes Verhalten bei Wiederholung automatisch zu einer Wirksamkeit der Kündigung führt. Denn im Kündigungsschutzverfahren muss der Arbeitgeber dann – meist Monate oder Jahre später – beweisen, dass die vorhergegangene Abmahnung zu Recht erfolgt ist. Das ist für Arbeitgeber oft sehr schwierig, da die beteiligten Personen nicht mehr bei ihm arbeiten oder sich an den Sachverhalt nicht mehr erinnern können. Arbeitnehmer sollten deshalb in der Regel nicht gerichtlich gegen Abmahnungen vorgehen. Sonst verhelfen sie ihrem Arbeitgeber möglicherweise zu einer bereits gerichtlich geprüften Abmahnung, und es steht bei einem späteren Kündigungsschutzprozess die Wirksamkeit der Abmahnung bereits fest, und diese kann nicht mehr angegriffen werden.

Geringfügig Beschäftigte haben Anspruch auf bezahlten 

Urlaub

Viele glauben, geringfügig Beschäftigte hätten keinen Anspruch auf Lohnfortzahlung bei Krankheit oder auf bezahlten Urlaub. „Ein Irrtum“, erklärt Henn, „auch geringfügig Beschäftigte sind vollwertige Arbeitnehmer und haben deshalb selbstverständlich Anspruch auf bezahlten Urlaub nach den Regeln des Bundesurlaubsgesetzes und auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfalle“. Früher gab es den Anspruch auf Lohnfortzahlung nicht, aber diese Einschränkung wurde bereits vor vielen Jahren aus dem Gesetz gestrichen. Auch beim Kündigungsschutz gelten die Regeln wie für Voll- und Teilzeitkräfte. 

Überstunden und Ausschlussfristen 

Falsche Vorstellungen herrschen oft auch beim Thema Überstunden. Dem Grundsatz nach ist es zwar so, dass Überstunden vergütet werden müssen. „Dies gilt aber nur, wenn sie mit „Wissen und Wollen“ des Arbeitgebers geleistet werden“, betont Henn. Der Arbeitgeber oder der direkte Vorgesetzte des Mitarbeiters – muss die Überstunden also angeordnet haben oder zumindest von ihnen gewusst und sie gebilligt haben. Das und die tatsächlich geleistete Überstundenzahl muss im Streitfall der Mitarbeiter beweisen. Bei einem Rechtsstreit reicht die Behauptung nicht, beispielsweise in einem bestimmten Monat 20 Überstunden geleistet zu haben. Nur wenn ein Mitarbeiter konkret sagen kann, an welchen Tagen er von wann bis wann länger gearbeitet hat, kann er vor Gericht mit einem Erfolg rechnen. 

Zu bösen Überraschungen führen schließlich oft sogenannte Ausschlussfristen oder Verfallfristen. Solche Fristen können im Arbeitsvertrag, in Betriebsvereinbarungen oder in Tarifverträgen enthalten sein und beispielsweise den Verfall von Gehalts- und Urlaubsansprüchen regeln. „Die Vereinbarung solcher Fristen führt dazu, dass bestehende Rechte erlöschen, wenn sie nicht fristgerecht geltend gemacht werden. Die Wirksamkeit dieser Fristen hängt nicht davon ab, ob sie den beteiligten Personen bekannt sind“, warnt Henn. Jeder Arbeitnehmer sollte daher prüfen, ob solche Ausschlussfristen in seinem Arbeitsvertrag vereinbart sind oder ob Tarifverträge mit Ausschlussfristen für ihn gelten. Arbeitsvertragliche Ausschlussfristen sind jedoch nur wirksam, wenn sie mindestens 3 Monate lang sind. 
Generell empfiehlt es sich immer, in Zweifelsfragen einen auf Arbeitsrecht spezialisierten Rechtsanwalt zur Beratung aufzusuchen. Eine Erstberatung kostet maximal 249,90 €, anschließend kennt man seine Rechte bedeutend besser und kann beurteilen, ob sich weitere Schritte lohnen. 
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